
Wegleitung zum Formular «Ausgeklappt: Formular Bewilligung für Institute nach FINIG» 

Bitte klicken Sie sowohl «betreffend die Bewilligung als 
Vermögensverwalter nach FINIG» als auch «betreffend die 
Bewilligung als Trustee nach FINIG» an, wenn Sie beide Tätigkeiten 
ausüben. 

Grundsätzlich ist die Idee das Bewilligungsgesuch vollständig digital 
über die Erhebungs- und Gesuchsplattform der FINMA (EHP) 
einzureichen. Wenn nicht das ganze Gesuch elektronisch eingereicht 
wird, muss der EHP-Lieferschein postalisch nachgereicht werden.
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Falls Sie neu in den Markt eintreten sind die folgenden Angaben 
gemäss einem selber erstellten realistischen Geschäftsplan für den 
Zeitraum von 3-5 Geschäftsjahren auszufüllen. 

Die Lizenzpflichtigkeit der ausgeübten Tätigkeit muss begründet 
werden.

Falls eine der sog. De-Minimis-Schwellen von Art. 24 Abs. 2 FINIG 
nicht überschreiten wird, ist nur die Box «Verwalten von 
Vermögenswerten oder Tätigkeit als Trustee»
anzuklicken.

Die drei De-Minimis-Schwellen: 

«Die verwalteten Vermögenswerte der kollektiven Kapitalanlagen, ein-
schliesslich der durch Einsatz von Finanzinstrumenten mit 
Hebelwirkung erworbenen Vermögenswerte, betragen insgesamt 
höchstens 100 Millionen Franken.»

«Die verwalteten Vermögenswerte der kollektiven Kapitalanlagen 
betragen insgesamt höchstens 500 Millionen Franken und enthalten 
keine Finanzinstrumente mit Hebelwirkung; die kollektiven 
Kapitalanlagen gewähren kein Anrecht auf Rückzahlung in den ersten 
fünf Jahren nach der Tätigung der ersten Anlage.»

«Verwalter von Kollektivvermögen nach Absatz 1 Buchstabe b, die 
Vermögenswerte von Vorsorgeeinrichtungen von insgesamt höchstens 
100 Millionen Franken und im obligatorischen Bereich zudem 
höchstens 20 Prozent der Vermögenswerte einer einzelnen 
Vorsorgeeinrichtung verwalten.»
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SRO-Mitglieder und/oder BOVV-Mitglieder des VQF sind gebeten hier 
die bestehende Mitgliedschaft beim VQF zu erwähnen.

Das Mindestkapital von Vermögensverwaltern und Trustees muss 
mindestens 100 000 CHF betragen und bar eingezahlt sein. 

Unabhängig vom Mindestkapital müssen Vermögensverwalter und 
Trustees über angemessene Eigenmittel und über angemessene 
Sicherheiten verfügen. 

Die Eigenmittel müssen stets mindestens ein Viertel der Fixkosten der 
letzten Jahresrechnung (bis höchstens 10 Millionen CHF) betragen. 
Die Details zur Berechnung der notwendigen Eigenmittel und zur 
Berechnung der Fixkosten finden Sie in den Artikel 28 – 30 FINIV. An 
die Hälfte der Eigenmittel können Berufshaftpflichtversicherungen 
angerechnet werden, soweit sie die Risiken des Geschäftsmodells 
decken. Die Anforderungen an die Berufshaftpflichtversicherungen 
sind im Entwurf der Finanzinstitutsverordnung-FINMA (FINIV-FINMA) 
angedacht. Die Anrechenbarkeit der Berufshaftpflichtversicherungen 
beträgt dabei 50% der maximalen jährlichen Deckungssumme. 

Das Kriterium der angemessenen Sicherheiten ist erfüllt, wenn die 
massgeblichen Bestimmungen betreffend Eigenmittel eingehalten 
werden. 

Bitte beachten Sie dazu die im Gesuchs-Formular der FINMA 
vorgesehenen Beilagen auf Seite 16. 



Gerne verweisen wir Sie an dieser Stelle auf unser VQF Aktuell 
Ausgabe Juli 2020/40:

www.vqf.ch/de/dokumente/publikationen/603-vqf-aktuell-nr-40/file

Bitte beachten Sie, dass das Gesetz abhängig von Betriebsgrösse, Art 
und Umfang der Tätigkeit und Geschäftsmodell eine zwingende 
organisatorische Trennung und Unabhängigkeit zwischen operativem 
Geschäft und einem Organ für Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle 
und zwischen operativem Geschäft und Risikomanagement/interne 
Kontrolle vorsieht. Falls erforderlich, müssen die erwähnten 
organisatorischen Trennungen in der eingereichten Dokumentation 
reflektiert sein. 

Gerne verweisen wir Sie an dieser Stelle auf die GWV-FINMA und auf 
unser SRO-Reglement: 

www.admin.ch/opc/de/classified-
compilation/20143112/202001010000/955.033.0.pdf

www.vqf.ch/de/dokumente/sro/601-400-1-2-neu/file

In einer GWG-Weisung sollten insbesondere die Grundsätze zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung, die 
betriebsinternen Vorgaben zu den Sorgfaltspflichten im engeren Sinne 
(Identifizierung der Vertragspartei, Feststellung der wirtschaftlich 
berechtigten Person, Kunden- und Risikoprofil, besondere 
Abklärungspflichten, Dokumentations und Aufbewahrungspflichten 
etc.), die Vorgaben zum Abbruch und Ablehnung von 
Geschäftsbeziehungen und die Pflichten bei Geldwäschereiverdacht 
und Verdacht auf Terrorismusfinanzierung geregelt sein.

Das FIDLEG führt als auf das Verhalten bezogene Pflichten die Pflicht 
zur Kundensegmentierung, die Pflicht zur Durchführung einer 
Angemessenheits- und/oder Eignungsprüfung, die Informations-
pflichten gegenüber dem Kunden, die Dokumentations- und 
Rechenschaftspflicht und die Pflicht zur Transparenz und Sorgfalt bei 
der Ausführung von Kundenaufträgen. 

Gerne verweisen wir Sie an dieser Stelle auf die weiteren Dokumente 
und Informationen auf der FINcontrol Suisse AG Homepage.
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